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Hürden abbauen: Die Integration Geflüchteter in den betrieblichen Alltag erleichtern!

Geflüchtete Menschen in Arbeit zu bringen, ist eine der 
wichtigsten und vorrangigsten Aufgaben im Prozess der 
Integration. Erwerbstätigkeit ist wesentlich für die Teil-
nahme am gesellschaftlichen Leben in diesem Land. Sie 
ist sinnstiftend, vermittelt das Gefühl der Anerkennung 
und schafft eine ökonomische Existenz und Sicherheit für 
die Menschen. So einfach diese Erkenntnis ist, so schwie-
rig ist die Umsetzung. Die Integration in den Arbeitsmarkt 
und in die Unternehmen ist kein Kurzstreckenlauf, sie ist 
vielmehr ein Marathonlauf mit Hürden. Und dennoch ist 
sie unabdingbar.

Die Integration gelingt dann am besten, wenn alle Akteu-
re – staatliche, öffentliche und private – ohne Reibungs-
verluste zusammenarbeiten. Und sie ist erfolgreich, wenn 
die Rahmenbedingungen einer Integration in den betrieb-
lichen Alltag nicht entgegenstehen, sondern die Unter-
nehmen darin unterstützen, passgenaue Lösungen für 
ihre individuellen Anforderungen umzusetzen.

Viele Verbesserungen, immer noch  
zahlreiche Hürden

Der Gesetzgeber hat in den vergangenen beiden Jahren 
wie in kaum einem anderen Politikfeld Mut bewiesen und 
mit großer Entschlossenheit diese Rahmenbedingungen 
erheblich verbessert. Die teilweise Aussetzung der Vor-
rangprüfung, die Verabschiedung der 3+2-Regelung oder 

die massive Aufstockung des Personals im Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge (BAMF) zeugen von dem poli
tischen Willen, die Integration für Unternehmen und 
Geflüchtete zu erleichtern. Dies zeigt sich auch in den vie-
len positiven Erfahrungsberichten der Unternehmen. 

Wir beobachten jedoch auch große regionale Unterschiede: 
Was bei dem einen funktioniert, führt bei dem anderen zu 
erheblichen Problemen. Entsprechend differenziert ist die 
Beurteilung der Zusammenarbeit der Akteure, der Pass-
genauigkeit der Instrumente oder der Unterstützungs
angebote. Fest steht: Eine flächendeckende, erfolgreiche 
Integration in den betrieblichen Alltag stößt noch immer 
auf kleinere und größere gesetzliche wie verwaltungs-
rechtliche Barrieren.

Für eine erleichterte Integration in den 
betrieblichen Alltag

Gemeinsam mit unseren Mitgliedsunternehmen rufen wir 
die Politik, die Verwaltung, die Kammern und alle anderen 
involvierten Stellen dazu auf, die Integration Geflüchteter 
in den betrieblichen Alltag weiter zu erleichtern und die 
beschlossenen Vereinbarungen, wie die 3+2-Regelung, 
verlässlich umzusetzen.
 
Handlungsdruck besteht aus unserer Sicht vor allem in 
folgenden Punkten:

DGFP // STANDPUNKT 
Aktuell. Fundiert. Lösungsorientiert.

Als Personalmanagement sind wir nur so gut wie der politische Rahmen, in dem wir agieren. Mit dem 
DGFP // Standpunkt beziehen wir Stellung zu aktuellen gesellschaftlichen und politischen Fragen, 
die das Personalmanagement bewegen und unsere Arbeit bestimmen. Mit unseren Positionen und 
Vorschlägen wenden wir uns an Politik, Verwaltung, Wirtschaft und Gesellschaft. Das Fundament für 
unsere Standpunkte sind die Erfahrungen der DGFP-Mitglieder. 

Unser Grundsatz: lösungsorientiert und nah an der Praxis des Personalmanagements. 

DGFP // Standpunkt 

Hürden abbauen: Die Integration Geflüchteter  
in den betrieblichen Alltag erleichtern!
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Unsere Standpunkte im Überblick

1.	 Vorrangprüfung vollständig abschaffen und Prüfung auf gleichwertige Arbeitsbedingungen 
beschleunigen!

2.	 Hürden für Geflüchtete beim Zugang zur Zeitarbeit endgültig beseitigen!

3.	 Zugang zum Arbeitsmarkt erleichtern, Entscheidungskriterien harmonisieren!

4.	 Abschiebung während einer Qualifizierungsmaßnahme aussetzen

5.	 Abschiebeschutz mit Unterzeichnung des Ausbildungsvertrags wirksam machen!

6.	 3+2-Regelung über die Bundesländer hinweg vereinheitlichen!

7.	 Schnellen Zugang zu Sprach- und Integrationskursen sicherstellen!

8.	 Qualität der Sprachkurse anheben und vereinheitlichen!

9.	 Fördermöglichkeiten für den Spracherwerb ausdehnen!

10.	 Kurse zum berufsbezogenen Spracherwerb flexibilisieren und spezialisieren!

11.	 Sprachkursangebote und deren Förderungsmöglichkeiten transparent machen!

12.	 Information über den „Arbeitsalltag“ in Deutschland verbessern!

13.	  Bewusstsein für Aus- und Weiterbildung fördern und Beratung intensivieren!

14.	 Kompetenzfeststellungsverfahren frühzeitig durchführen und ausbauen!

15.	 Geflüchtete Frauen zielgerichteter ansprechen!

16.	 Soziale Sicherheit der Geflüchteten verbessern!

17.	 Arbeitsmarktpolitische Instrumente für Flüchtlinge überprüfen und anpassen!

18.	 Betrieblich organisierte modulare Qualifizierungen anerkennen!

19.	 Förderung von Integrationsmaßnahmen ausbauen!

20.	Unterschiedliche Wege der betrieblichen Integration fördern!

21.	 Unternehmen bei innerbetrieblichen Angeboten finanziell unterstützen!
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Zugang zum Arbeitsmarkt erleichtern

Der ungehinderte Zugang zum Arbeitsmarkt ist wesent-
lich für die schnelle Aufnahme einer Tätigkeit in einem 
Unternehmen – ob im Rahmen eines Praktikums, einer 
Qualifizierungsmaßnahme, einer Ausbildung oder einer 
Festanstellung. Trotz Verbesserungen durch den Gesetz-
geber stehen beiden Seiten – Geflüchteten wie Unter
nehmen – immer noch bürokratische Hürden im Weg, die 
die Integration verzögern, im schlechtesten Fall sogar 
verhindern. Wir fordern den Gesetzgeber auf, den Zugang 
für Geflüchtete zum Arbeitsmarkt noch weiter zu erleich-
tern, zu vereinheitlichen und zu beschleunigen. Folgende 
Punkte sind aus unserer Sicht wesentlich:

1. �Vorrangprüfung vollständig abschaffen  
und Prüfung auf gleichwertige Arbeits-
bedingungen beschleunigen

Mit der Aussetzung der Vorrangprüfung für drei Jahre in 
133 von insgesamt 156 Agenturbezirken der Bundesagen-
tur für Arbeit (BA) hat die Bundesregierung gemeinsam 
mit den Ländern den Zugang zum Arbeitsmarkt für Asyl-
bewerber und Geduldete erheblich vereinfacht. Die Auf-
nahme einer Beschäftigung war vor der Erleichterung 
oftmals an eben dieser Vorrangprüfung gescheitert. Mit 
dieser prüft die Bundesagentur, ob bevorrechtigte inlän-
dische Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer für die 
Beschäftigung zur Verfügung stehen.

Um den Zugang für Flüchtlinge zum Arbeitsmarkt zu er-
leichtern und den bürokratischen Aufwand für die Unter-
nehmen zu verringern, fordern wir vom Bundesarbeits
ministerium und den Bundesländern die flächendeckende 
Abschaffung der Vorrangprüfung in allen Agenturbezirken – 
auch über die Aussetzung von drei Jahren hinaus. Die 
Prüfung ist in Zeiten von Vollbeschäftigung und einem 
erheblichen Mangel an Fachkräften obsolet. Vor allem für 
Unternehmen mit Standorten in mehreren Bundesländern 
erleichtert eine einheitliche Regelung den Einstellungs-
prozess erheblich.

Die Prüfung auf gleichwertige Arbeitsbedingungen hin
gegen besteht weiterhin fort. Die BA ist angehalten, bei 
Geflüchteten in der Gestattungsphase bzw. mit Duldung 
innerhalb von zwei Wochen zu prüfen, ob die Arbeits
bedingungen und der Verdienst der Stelle den lokalen 
Beschäftigungsbedingungen entsprechen. Nicht immer 
wird diese Frist eingehalten. Diese Verzögerungen gilt es 
zu vermeiden!

2. �Hürden für Geflüchtete beim Zugang zur 
Zeitarbeit endgültig beseitigen

Mit der Aussetzung der Vorrangprüfung in 133 von 156 
Agenturbezirken können seit 2016 auch Flüchtlinge in der 
Zeitarbeit beschäftigt werden, ohne eine bis dahin gelten-

de Sperrfrist von 15 Monaten abwarten zu müssen. Dies 
hat der Gesetzgeber im Integrationsgesetz 2016 für drei 
Jahre festgeschrieben. In Bayern, Nordrhein-Westfahlen 
und Mecklenburg-Vorpommern bestehen zumindest in 
Teilen jedoch noch immer diese Sperrfristen, was einen 
schnellen Zugang zum Arbeitsmarkt über Zeitarbeitsfir-
men behindert.

Die Zeitarbeit ist eine etablierte Form der Beschäftigung, 
auch für Geflüchtete. Knapp jeder Fünfte findet so einen 
Einstieg in den deutschen Arbeitsmarkt. Es wird Zeit, die 
noch bestehenden Beschränkungen vollständig aufzu
heben und mit der flächendeckenden Abschaffung der 
Vorrangprüfung allen Menschen den Zugang zur Zeitarbeit 
zu ermöglichen!

3. �Zugang zum Arbeitsmarkt erleichtern, 
Entscheidungskriterien harmonisieren

Asylbewerber, die mindestens drei, maximal aber 15 Mo-
nate in Deutschland sind, benötigen bei der Aufnahme 
einer Beschäftigung (Praktikum, Einstiegsqualifizierung, 
Ausbildung, reguläres Arbeitsverhältnis) eine Genehmi-
gung der Ausländerbehörden, in den meisten Fällen auch 
eine Zustimmung der BA. Der Ermessensspielraum der 
örtlichen Ausländerbehörden bei der Erteilung oder Ver-
weigerung der Genehmigungen ist nicht unerheblich, die 
Entscheidungsprozesse sind nicht immer transparent. 
Je nach Region gibt es hier deutliche Unterschiede. Die 
Arbeitsagenturen werden im Falle einer Verweigerung der 
Arbeitserlaubnis durch die zuständige Ausländerbehörde 
teilweise erst verspätet informiert – in einzelnen Fällen 
auch gar nicht.

Für einen erleichterten Zugang zum Arbeitsmarkt ist auf 
die Prüfung durch die Ausländerbehörden zu verzichten. 
Mindestens aber, so unsere Forderung, sind die Entschei-
dungskriterien transparent zu machen und bundesweit und 
über die Beschäftigungsarten hinweg zu harmonisieren.

Planungssicherheit für Geflüchtete und 
Unternehmen erhöhen 

Die Planungssicherheit für Unternehmen ist einer der 
wesentlichen Faktoren bei der Entscheidung für die Inte
gration Geflüchteter in den Betrieb. Eine drohende Ab-
schiebung des Mitarbeiters hat auf alle Beteiligten fatale 
Auswirkungen. Wir fordern den Gesetzgeber, aber auch 
die Bundesländer und Ausländerbehörden vor Ort auf, 
den Schutz vor Abschiebung in oder unmittelbar vor einer 
Maßnahme oder Ausbildung auszubauen und die Ausle-
gung der bestehenden Regularien bundesweit zu verein-
heitlichen. Dazu zählen vor allem die folgenden Punkte:



Deutsche Gesellschaft für Personalführung e. V. 5

DGFP // Standpunkt   
Hürden abbauen: Die Integration Geflüchteter in den betrieblichen Alltag erleichtern!

4. �Abschiebung während einer 
Qualifizierungsmaßnahme aussetzen

Aus der Praxis nehmen wir wahr, dass viele Geflüchtete 
sprachlich und qualifikatorisch noch nicht bereit für eine 
duale Ausbildung sind und beispielsweise über Einstiegs-
qualifizierungen diese Lücken überwinden können. Anders 
als bei der dualen Ausbildung greift der Abschiebeschutz 
hier nicht, mit entsprechenden Folgen: Geflüchtete wer-
den aus Maßnahmen heraus abgeschoben, ein persönli-
cher Schicksalsschlag, aber auch ein massiver Verlust für 
den Betrieb. Die Wirkung auf die Motivation der Unter-
nehmen und der Mitarbeiter, sich in dem Thema weiter zu 
engagieren, ist fatal. 

Wenn Unternehmen für solche, meist zeit- und kostenin-
tensive Projekte Teilnehmerinnen und Teilnehmer suchen, 
auswählen und beginnen zu qualifizieren, muss der Ab-
schiebeschutz für diese Menschen gewährleistet sein. 
Gerade kleine und mittelständische Unternehmen, die 
häufig nur wenige Teilnehmer in einer Qualifizierungs-
maßnahme haben, müssen hier Planungssicherheit ha-
ben. Der Abschiebeschutz sollte nicht nur für die klassi-
schen Maßnahmen der Einstiegsqualifizierung (EQ), 
sondern auch für gleichgestellte Programme, wie dem 
Programm „Start in den Beruf“ der chemischen Industrie, 
gelten.

5. �Abschiebeschutz mit Unterzeichnung des 
Ausbildungsvertrags wirksam machen

Der Schutz vor Abschiebung ist mit der im Integrations-
gesetz verankerten 3+2-Regelung erheblich verbessert 
worden. Die Abschiebung aus einer bereits begonnenen 
Ausbildung ist somit nicht mehr möglich. Probleme berei-
tet aber immer noch der Vorlauf: Der Abschiebeschutz 
beginnt nicht automatisch mit der Unterzeichnung des 
Ausbildungsvertrags, die Regelungen sind in den einzel-
nen Bundesländern uneinheitlich. Auch die vom Bundes-
innenministerium (BMI) jüngst vorgelegten Anwendungs-
hinweise zum § 60a Aufenthaltsgesetz bringen hier keine 
Verbesserung.

Um die Planungssicherheit für Unternehmen zu erhöhen, 
muss der Schutz vor Abschiebung bundesweit mit der 
Unterzeichnung eines Ausbildungsvertrags und dessen 
Prüfung durch die zuständige Stelle, aber auch einer Qua-
lifizierungsmaßnahme wirksam werden, maximal jedoch 
zwölf Monate im Voraus. Sind die Voraussetzungen für 
die 3+2-Regelungen gegeben, müssen die Ausländer
behörden eine Beschäftigungserlaubnis ausstellen. Nur so 
können beide Seiten – Betrieb wie Geflüchteter – verläss-
lich für die Zeit der Ausbildung bzw. Qualifizierung planen.

6. �Regelungen über die Bundesländer hinweg 
vereinheitlichen

Die 3+2-Regelung, die im angepassten Aufenthaltsgesetz 
kodifiziert worden ist, soll den Unternehmen und Geflüch-
teten Planungssicherheit hinsichtlich der Aufnahme einer 
Ausbildung geben. Sollten keine „konkreten Maßnahmen 
zur Aufenthaltsbeendigung“ vorliegen, sind die Ausländer-
behörden angehalten, diese Ausbildungsduldung zu ertei-
len – eine Formulierung, die den Bundesländern und Aus-
länderbehörden einen großen Ermessensspielraum bei 
der Umsetzung lässt. In einzelnen Bundesländern liegen 
bereits dann konkrete Maßnahmen zur Aufenthaltsbeen-
digung vor, wenn das Amt den Antragsteller aufgefordert 
hat, einen Pass zu beantragen. Auch hier helfen die An-
wendungshinweise zum § 60a des BMI nur bedingt weiter.

Wir fordern die Ministerpräsidenten und Innenminister 
der Bundesländer auf, die Regelung einheitlich und weni-
ger restriktiv auszulegen. Die Aushöhlung der 3+2-Rege-
lung durch eine besonders strikte Auslegung der Aus
nahmeregelungen war und ist weder im Sinne des Gesetz-
gebers, noch gibt sie den beteiligten Parteien die für alle 
notwendige Planungssicherheit. Die Abschiebung geeig-
neter und als solche identifizierter Kandidaten für eine 
Ausbildung wirkt demotivierend.

Unverständlich ist auch, warum die 3+2-Regelung nicht 
auch für subsidiär Geschützte gilt. Auch hier fordern wir 
die Legislative auf, den Schutz auf diese Gruppe von 
Menschen zu erweitern und im Falle eines Ausbildungs-
vertrags eine Duldung – sofern der subsidiäre Schutz zu 
diesem Zeitpunkt nicht mehr greift – zu erteilen.

Sprachkompetenz als Schlüssel für die 
Integration in den Arbeitsmarkt stärken

Die betriebliche Praxis zeigt, dass fehlende Sprachkennt-
nisse – allgemein und berufsbezogen – die zentrale Hürde 
für die Integration in den beruflichen Alltag sind. Je besser 
das Sprachniveau, umso einfacher der Jobeinstieg – und 
zwar über alle Qualifikationslevel hinweg. Für die Aufnah-
me einer Ausbildung ist vielfach das Sprachniveau B2 not-
wendig, besser sogar das Level C1, das nach dem neuen 
Integrationsgesetz eine der Bedingungen für eine Nieder-
lassungserlaubnis nach drei Jahren ist.

Wir fordern alle beteiligten Akteure auf, die vorhandenen 
Maßnahmen für den Erwerb der deutschen Sprache, vor 
allem der berufsbezogenen, auszubauen, zu spezialisie-
ren und die Qualität und Zuteilung zu verbessern. Konkret 
sehen wir Handlungsbedarf auf fünf Feldern:
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7. �Schnellen Zugang zu Sprach- und 
Integrationskursen sicherstellen

Trotz der erheblichen Anstrengungen der Bundesregierung 
ist die Zahl der angebotenen Sprach- und Integrations
kurse in vielen Regionen immer noch nicht ausreichend, 
die Wartezeiten sind zu lang. Im Jahr 2016 beispielsweise 
konnte rund eine Viertelmillion Menschen trotz Zulassung 
keinen Integrationskurs aufnehmen. Ohne Sprachkennt-
nisse jedoch ist der Einstieg in den Beruf nur selten mög-
lich. Ob Onlinekurse für die notwendige Entlastung sorgen 
können, ist fraglich. Neben den technischen Vorausset-
zungen bedarf es einer enorm hohen Selbstmotivation.

Die pauschale Forderung an dieser Stelle kann nur lauten, 
die Zahl der Sprach- und Integrationskurs flächendeckend 
weiter zu erhöhen bzw. die Zuteilung zu verbessern, um 
schnelleren Zugang zum Spracherwerb zu ermöglichen. 
Uns ist bewusst, dass eine weitere Erhöhung der Kapazi-
täten zulasten der Qualität gehen kann. Für die bessere 
Verteilung und damit Auslastung der Kurse bietet sich 
ggf. eine zentrale Stelle an, der Bedarfe gemeldet werden 
können. Im Fall der berufsbezogenen Sprachkurse über-
nimmt diese Aufgabe das BAMF, was aber nicht bekannt 
genug ist.

8. �Qualität der Sprachkurse anheben und 
vereinheitlichen

Neben der unzureichenden Zahl von Sprach- und Integra-
tionskursen bzw. den Problemen bei der Zuteilung zu den 
Kursen kritisieren viele Personaler und Ausbilder die Qua-
lität der Angebote. Abhängig vom jeweiligen Träger sind 
die Ergebnisse, sprich die Sprachkompetenzen der Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer am Ende des Kurses, unter-
schiedlich. Die Vergleichbarkeit und Aussagekraft der 
Zertifikate sinken damit.

Wir fordern daher einheitliche Standards für Sprachkurse 
und die Überprüfung ihrer Einhaltung. Trotz des großen 
Drucks muss vor allem im Zulassungsverfahren mehr auf 
die Qualität der Maßnahmenträger geachtet werden. 
Wesentlich für die Qualität sind auch die Zahl der Teilneh-
menden pro Kurs und eine Differenzierung nach ihrer Lern-
fähigkeit und ihren Vorkenntnissen. Über eine bessere 
Zuteilung lässt sich die Qualität der Ergebnisse ebenfalls 
steigern.

9. �Fördermöglichkeiten für den Spracherwerb 
ausdehnen

Zu Problemen in den Unternehmen führt die aktuelle För-
derpolitik im Bereich des Spracherwerbs. Personaler 
berichten davon, dass Subventionsoptionen gestrichen 
werden, sobald der Betroffene eine Erwerbstätigkeit auf-
genommen hat. Das hatte zur Folge, dass zwar interes-
sierte Geflüchtete identifiziert werden konnten, diese 

jedoch gezwungen waren, sich zwischen Arbeit oder ge-
fördertem Spracherwerb zu entscheiden.

Im Sinne einer aktiven Sprachförderung, die auch die Inte-
gration in den Arbeitsmarkt zum Ziel hat, müssen hier 
pragmatische Lösungen für die Unternehmen und Geflüch-
teten gefunden werden. Wir fordern alle Beteiligten auf, 
die Förderpolitik zu überprüfen und im Zweifel immer für 
eine Kombination aus Spracherwerb und beruflicher Inte-
gration zu entscheiden.

Zu überdenken ist auch, dass Jobcenter in der Regel den 
Spracherwerb nur bis einschließlich des B2-Niveaus för-
dern. In der Praxis zeigt sich, dass für viele Ausbildungen 
das C1-Niveau notwendig ist, vor allem hinsichtlich der 
Anforderungen in der Berufsschule.

Fraglich ist auch der Umstand, dass Geflüchtete ohne 
sichere Bleibeperspektive für die Dauer ihres Asylverfah-
rens keinen Zugang zu einem Integrationskurs haben. 
Diesen Personengruppen fällt der Zugang zum Arbeits-
markt damit schwer.

10. �Kurse zum berufsbezogenen 
Spracherwerb flexibilisieren und 
spezialisieren

Mit der zum 1. Juli 2016 eingeführten berufsbezogenen 
Deutschsprachförderung hat die Bundesregierung eine 
Folgemaßnahme zu den Integrationskursen an den Start 
gebracht, die wie die schon länger etablierten ESF-BAMF-
Programme und weiteren Maßnahmen die schnelle Integ-
ration Geflüchteter in den Arbeitsmarkt zum Ziel hat. Ein 
sehr sinnvoller Ansatz! In der Praxis kritisieren die Unter-
nehmen jedoch, dass viele der berufsbezogenen Sprach-
kurse häufig zu unflexibel und nicht ausreichend auf die 
betrieblichen Bedürfnisse abgestimmt sind. Die meisten 
berufsbezogenen Sprachkurse finden in Vollzeit statt, da-
her sind sie als Begleitung für Qualifizierungsmaßnahme, 
Ausbildung oder Traineeprogramm ungeeignet. 

Erforderlich sind vor allem flexible Angebote hinsichtlich 
der Zeit (Teilzeitangebote, tageweise Angebote, Wochen-
endangebote), die eine parallele Integration in den be-
trieblichen Alltag ermöglichen und damit für die Geflüch-
teten attraktiv sind. Hier müssen die Träger gemeinsam 
mit den Unternehmen nach neuen Lösungen suchen.

Um die Qualität der Kurse zum berufsbezogenen Sprach
erwerb während der Ausbildung zu erhöhen, schlagen wir 
vor, deutlich speziellere und auf bestimmte Zielgruppen 
(Branchen, Vorkenntnisse etc.) angepasste Kurse an
zubieten. Für diese sollten die berufsgestaltenden Wirt-
schafts- und Arbeitgeberorganisationen, z. B. IHK, Hand-
werkskammern und weitere zuständige Stellen, ein 
berufsbezogenes Vokabular als Ausgangspunkt für einen 
erweiterten Sprachunterricht erstellen. Dieser kann auch 
fächerintegriert erfolgen.
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11. �Sprachkursangebote und deren Förde-
rungsmöglichkeiten transparent machen

Neben Verfügbarkeit und Flexibilität der Kurse stellen die 
mangelnde Transparenz und fehlende Übersicht über die 
Fülle von Angeboten, Programmen und Regelungen ein 
erhebliches Problem für die Unternehmen dar. Je nach 
Aufenthaltstitel, Herkunftsland und Beschäftigungsart 
werden manche Sprachkurse gefördert, andere wiederum 
nicht. Hinzu kommen regionale Unterschiede hinsichtlich 
Regelungen und Nachfrage nach Kursen.

Um die Transparenz auf der Angebotsseite zu erhöhen, 
schlagen wir vor, dass bereits existierende Datenbanken 
wie KURSNET der BA durch entsprechende Kommunika
tionsmaßnahmen bekannter gemacht werden. Ziel muss 
es sein, dass alle Kursträger die notwendigen Eintragungen 
vornehmen (Maßnahme, Angebotsort, Voraussetzungen, 
Ansprechpartner mit „Kanälen“, freie Plätze, Start, Dauer), 
um die Angebote regional und voraussetzungsbezogen 
(z. B. Herkunftsland) abfragen zu können.

Geflüchtete beim Start in das 
Berufsleben gezielt unterstützen

Mit dem dualen Ausbildungssystem und dem Arbeitsall
tag in Deutschland sind viele Geflüchtete nicht vertraut. 
Beschäftigungs- und Weiterbildungsmöglichkeiten, 
Berufsanerkennungsverfahren oder Bewerbungsprozesse 
müssen erst verstanden und erlernt werden. Zudem steht 
eine mehrjährige Ausbildung dem Wunsch nach einem 
schnellen Jobeinstieg und einem entsprechenden Gehalt 
zumeist entgegen. Enttäuschung aufseiten der Unter
nehmen und der Geflüchteten sind oft das Resultat unter-
schiedlicher Erwartungshaltungen und Vorstellungen.

Geflüchtete müssen frühzeitiger und intensiver über Be-
schäftigungs- und Weiterbildungsmöglichkeiten informiert 
werden. Darüber hinaus müssen vor allem Frauen in der 
Gruppe der Geflüchteten zielgerichteter angesprochen 
werden. Sie sind in den Maßnahmen unterrepräsentiert. 
Wir sehen Handlungsbedarf vor allem auf den folgenden 
Feldern:

12. �Information über den „Arbeitsalltag“ in 
Deutschland verbessern

Mit dem Berufseinstieg, dem Bewerbungsprozess und 
dem Arbeitsalltag im Allgemeinen sind viele Geflüchtete 
noch nicht vertraut. Oft fehlt ihnen, aber auch den ehren-
amtlich Tätigen das Wissen darüber, welche Stellen bera-
ten und dass die Beratungsangebote der Arbeitsagenturen 
kostenfrei sind. Um Geflüchtete frühzeitig zu informieren, 
sollte in den Integrationskursen der Fokus stärker auf 
Aspekte wie Beschäftigungsmöglichkeiten, Bewerbungs-
prozess und soziale Kompetenzen im Arbeitsalltag gelegt 

werden. Ebenso sollte mehr auf Informationsangebote 
hingewiesen werden. 

Als sinnvoll hat es sich erwiesen, die entsprechenden 
Informationen auch in den jeweiligen Landessprachen der 
Geflüchteten zur Verfügung zu stellen. Auch wenn das 
Ziel das Erlernen der deutschen Sprache ist, erleichtert 
dies die erste Orientierung auf dem deutschen Arbeits-
markt.

13. �Bewusstsein für Aus- und Weiterbildung 
fördern und Beratung intensivieren

Aus den Qualifizierungsmaßnahmen wird gespiegelt, dass 
sich ein Teil der Abbruchquoten auf eine unzureichende 
berufliche Orientierung zurückführen lässt. Die Vorstel-
lungen über Berufsbilder sind oft vage und Berufswünsche 
wenig gefestigt. Auch wird berichtet, dass das Interesse 
vieler Geflüchteter an einem Arbeitsvertrag höher ist als 
an einer Ausbildung. Die Aussicht, über mehrere Jahre in 
die eigene Ausbildung zu investieren und eine entspre-
chend geringe Vergütung in Kauf zu nehmen, schreckt ab. 
Und dennoch ist eine Berufsausbildung oder ein Studien-
abschluss wesentlich für eine langfristige Integration in 
den deutschen Arbeitsmarkt. Der kurzfristige, an einigen 
Stellen sicherlich sinnvolle Direkteinstieg in den Job darf 
einer langfristigen Integration über eine berufliche oder 
universitäre Ausbildung nicht im Wege stehen.

Die beratenden Stellen, BA wie Ehrenamtliche, müssen 
bei den Geflüchteten das Bewusstsein für den Wert einer 
Berufsausbildung oder eines dualen Studiums in Deutsch-
land fördern und damit verbundene Chancen und Karrie-
rewege aufzeigen. Die BA setzt unter anderem auf neue 
Medien und hat verschiedene Videos im Einsatz, die in der 
Beratung genutzt werden.

Wesentlich für den Integrationserfolg ist eine gute Bera-
tung Geflüchteter, welche Ausbildung oder Qualifizie-
rungsmaßnahme für sie die passende ist. Als sehr hilfreich 
hat sich dabei die praktische Erprobung zur Festigung des 
Berufswunsches erwiesen. Für diese Beratungen sollten 
mehr Mittel zur Verfügung gestellt werden, da der Ab-
bruch für alle Seiten mit deutlich größerem materiellem 
wie immateriellem Schaden verbunden ist.

14. �Kompetenzfeststellungsverfahren 
frühzeitig durchführen und ausbauen

Frühzeitige Verfahren zur Feststellung von fachlichen 
Kompetenzen bieten eine gute Grundlage, um über die 
eigenen Weiterentwicklungsmöglichkeiten zu entschei-
den. Bei der Feststellung von Vorkenntnissen im kauf-
männischen Bereich kann so beispielsweise gezielt durch 
berufsbezogene Sprachkurse gefördert werden. Die BA 
bietet bereits Kompetenzfeststellungsverfahren in Pilot-
projekten („MySkills – Berufliche Kompetenzen erkennen“) 
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an. Wir begrüßen und unterstützen das Vorhaben, diese 
Verfahren zügig um weitere Berufe auszubauen. Sie bieten 
für die Unternehmen eine erste Einordnung der Kompe-
tenzen von Bewerbern, ersetzen jedoch nicht die Praxis-
phase im Betrieb.

15. �Geflüchtete Frauen zielgerichteter 
ansprechen

Über eine halbe Million Mädchen und Frauen hat zwischen 
2012 und 2016 in Deutschland einen Asylantrag gestellt. 
Vier von fünf Antragstellerinnen sind jünger als 35 Jahre 
und leben typischerweise in einem Familienverband, häu-
fig mit eigenen Kindern. Ihre schulischen wie beruflichen 
Qualifikationen liegen meist unter denen von männlichen 
Asylsuchenden. Integrationskurse werden von Frauen 
seltener besucht als von Männern, vor allem wenn die 
Frauen Kinder haben. Allerdings belegt eine Analyse des 
BAMF, dass die Motivation geflüchteter Frauen zur Inte
gration mit der von Männern gleichauf liegt.

Die Situation von geflüchteten Frauen muss daher beson-
ders berücksichtigt werden. Asylbewerberinnen benötigen 
eine direkte Ansprache und eine spezifische Förderung. 
Das BAMF bietet bereits frauenspezifische Integrations-
kurse an, ebenso gibt es beispielsweise Programme des 
Bundesfamilienministeriums für Mütter mit Migrations-
hintergrund. Mit Blick auf die große Zahl von weiblichen 
Antragstellerinnen müssen die Angebote ausgebaut wer-
den. Wichtig ist zudem ein breites Informationsangebot. 
Weibliche Geflüchtete müssen besser über die Möglich-
keiten zu Sprachförderung, Arbeitsmarkteinstieg und 
Kinderbetreuung informiert werden. Kulturelle und gesell-
schaftliche Unterschiede und Konflikte dürfen dabei nicht 
ausgeblendet werden.

16. �Soziale Sicherheit der Geflüchteten 
verbessern

Teilnehmerinnen und Teilnehmer an EQ-Maßnahmen oder 
Auszubildende haben oft verhältnismäßig hohe arbeits
bedingte Ausgaben. Hierzu gehören beispielsweise Fahrt-
kosten und Kleidergeld. Diese werden durch den Selbst-
behalt an der Vergütung kaum gedeckt. Oft fehlt dadurch 
der Anreiz zur Teilnahme an einer Maßnahme. Hinzu 
kommen administrative Probleme bei der Erstattung, wie 
beispielsweise bei der berufsbezogenen Deutschsprach-
förderung: Durch die Überlastung der Abrechnungsstelle 
bestehen erhebliche Wartezeiten, was andere potentielle 
Teilnehmer wiederum abschreckt. Der Umfang und die 
Höhe der erstattbaren Leistungen sollte überprüft und 
dort, wo es nötig ist, angepasst werden. In jedem Fall 
müssen die Abrechnungsprozesse beschleunigt werden. 

Als schwierig erweist sich auch die Wohnsituation, vor allem 
in den Ballungsräumen und Großstädten. Wohnraum ist 
teuer, da begehrt. Geflüchtete stehen bei Vermietern 
nicht immer oben auf der Liste. Für eine Qualifizierung 

oder Ausbildung aber brauchen die Menschen ein richtiges 
Zuhause. An dieser Stelle sind vor allem die Kommunen 
gefragt, bei der Suche nach und Vermittlung von Wohn-
raum zu unterstützen. Integration in den Betrieb kann nur 
funktionieren, wenn auch die Herausforderungen im All-
tag gemeistert werden.

Betriebliche Integrationsmaßnahmen 
anpassen und erleichtern

Für eine erfolgreiche Integration brauchen Unternehmen 
wie Geflüchtete Unterstützung von staatlicher Seite. Dazu 
zählt nicht nur die Bereitstellung finanzieller Mittel. Viel-
mehr geht es den Unternehmen um die Unterstützung im 
Prozess durch Beratung, Rechtssicherheit und das pas-
sende Instrumentarium. 

Wir fordern alle Beteiligten auf, die bestehenden Unter-
stützungsprogramme für eine betriebliche Integration 
auszubauen und auf die spezifischen Bedürfnisse der Ziel-
gruppe der Geflüchteten anzupassen. Aus unserer Sicht 
zählen dazu vor allem die folgenden Punkte:

17. �Arbeitsmarktpolitische Instrumente für 
Flüchtlinge überprüfen und anpassen

Zahlreiche vorhandene arbeitsmarktpolitische Instrumente 
zielen auf die Integration Jugendlicher, die noch nicht in 
vollem Umfang für eine Ausbildung geeignet oder lernbe-
einträchtigt und sozial benachteiligt sind. Dies kann, muss 
aber nicht auf Geflüchtete zutreffen. Die Sprachbarriere 
als Hemmnis ist nicht vergleichbar mit Hemmnissen, die 
beispielsweise in schwierigen Bildungsbiografien begrün-
det liegen.

Die EQ ist ein häufig genutztes und erfolgreiches Instru-
ment, um jungen Geflüchteten den Zugang zum Arbeits-
markt zu ermöglichen. Nicht immer passt dieses jedoch 
zwangsläufig zur Zielgruppe der Geflüchteten. Die EQ-Maß-
nahme war für die Integration benachteiligter deutscher 
Jugendlicher konzipiert worden, wird in der jüngsten Ver-
gangenheit aber mehr und mehr auch für den Einstieg 
Geflüchteter in den Beruf bzw. in die berufliche Ausbildung 
genutzt. Sie beschränkt sich daher auf junge Menschen 
unter 25 Jahren ohne anerkannte Berufsausbildung. Viele 
Geflüchtete fallen durch dieses Raster. Die Arbeitsagentur 
genehmigt zwar auch EQs mit Geflüchteten bis ca. 30 Jahre, 
dies liegt aber im Ermessungsspielraum und ist keine all-
gemeingültige Regelung. Gleichzeitig hat die EQ eine 
festgelegte Laufzeit von maximal zwölf Monaten, min-
destens aber sechs Monaten und soll immer in ein Ausbil-
dungsverhältnis münden können. Startpunkt und End-
punkt orientieren sich also am Ausbildungsjahr. Eine EQ, 
die nicht parallel zum Ausbildungsjahr startet, ist im Falle 
der Berufsschulpflicht (z. B. in Berlin) sehr schwierig, da 
die Teilnehmer in eine laufende Klasse kommen und die 
Sprachbarriere für einen allgemeinen Berufsschulunter-
richt hinderlich ist.
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Notwendig ist die Anpassung der Instrumente auf die spe-
zifischen Besonderheiten der Gruppe der Geflüchteten: 
flexiblere, längere Laufzeiten, Anhebung der Altersgren-
zen, spezifische Klassen für die EQs an den Berufsschulen 
mit Schwerpunktunterricht Deutsch als Zweitsprache und 
Defiziten in allgemeinen Fächern wie Mathematik. Auch 
muss die Beschränkung auf eine geförderte EQ-Maßnah-
me pro Bewerber überdacht werden. Gerade bei jungen 
Geflüchteten ist der Berufsfindungsprozess komplexer als 
bei Einheimischen.

18. �Betrieblich organisierte modulare 
Qualifizierungen anerkennen

Nicht alle Geflüchtete können nach Beendigung einer 
EQ-Maßnahme oder eines Praktikums in eine Ausbildung 
übernommen werden. Oft sind die sprachlichen Kompe-
tenzen noch nicht ausreichend. Größere Betriebe könnten 
für diesen Fall modulare Berufsbildungsangebote konzi-
pieren, die in individuell anpassbarer Zeit zu einem Ausbil-
dungsberufsabschluss führen. Die Prüfung würde dann 
beispielsweise nach § 45 des Berufsausbildungsgesetzes 
abgelegt werden, der es Externen ermöglicht, eine Ab-
schlussprüfung für einen staatlich anerkannten Ausbil-
dungsberuf abzulegen, ohne den klassischen Weg einer 
Ausbildung durchlaufen zu haben.

Doch lassen sich solche Angebote mit Blick auf die fehlende 
Anerkennung im Sinne des Berufsbildungsgesetzes (BBiG) 
nur schwierig umsetzen. Die „Auszubildenden“ sind weder 
vor Abschiebung geschützt (3+2-Regelung) noch vom 
Mindestlohn ausgenommen, wie in einer Ausbildung 
sonst üblich. Hier sollte den zuständigen Stellen der Län-
der mehr Flexibilität ermöglicht werden, um Ausbildungs-
maßnahmen dieser Art im Sinne des BBiG anzuerkennen 
und den Unternehmen und Geflüchteten diesen Weg der 
Berufsausbildung zu ermöglichen.

19. �Förderung von Integrationsmaßnahmen 
ausbauen

Als hilfreich im Integrationsprozess erweisen sich Lotsen-
programme, die zwischen Unternehmen, Geflüchteten 
und Behörden die nötigen Brücken bauen. Vor allem uner-
fahrene Unternehmen profitieren von dem Wissen der 
Lotsen und bekommen die Hilfestellung, die ihnen die 
Arbeit zu Beginn erleichtert.

Wir fordern unter anderem eine Fortsetzung und den Aus-
bau des Förderprogramms Integration von Asylsuchenden 
und Flüchtlingen (IvAF) für die 41 bundesweit vom Bundes-
ministerium für Arbeit und Soziales sowie dem Europäi-
schen Sozialfonds beauftragten Stellen, die einerseits 
Flüchtlinge beim Erwerb von Kenntnissen der deutschen 
Sprache und Kultur sowie bei der Integration in den Arbeits
markt betreuen und andererseits Unternehmen fachkun-
dig beraten.

20. �Unterschiedliche Wege der betrieblichen 
Integration fördern

Unternehmen bieten Geflüchteten unterschiedliche Wege 
der Integration: über Praktika, Einstiegsqualifizierungen, 
Ausbildungen oder die direkte Anstellung. Nicht alle kön-
nen alles bieten, zu verschieden sind die Voraussetzungen 
in den Betrieben.

Die Erfahrungen sind unterschiedlich: Während zahlreiche 
Personaler die Zusammenarbeit mit den Arbeitsagenturen 
und Jobcenter loben, berichten andere, dass sie bei der 
zielgerichteten Suche nach Mitarbeitern nicht ausreichend 
unterstützt würden. Häufig wird entweder auf Praktika, 
EQ und Ausbildung oder auf den direkten Jobeinstieg 
fokussiert. Je nach Region berichten Unternehmen, dass 
sich die Vermittlungsvorschläge der Arbeitsagenturen 
und Jobcenter auf eine der Beschäftigungsarten konzent-
rieren, nicht aber immer alle Möglichkeiten im Blick haben. 
Hier fehlt es an einem ausreichenden Maß an Flexibilität. 
Die Unternehmen suchen für die jeweils unbesetzten 
Stellen daher oft eigeninitiativ – mit entsprechend hohem 
Aufwand.

Bei der Vermittlung sollten alle Möglichkeiten der betrieb
lichen Integration bedacht werden. Dort, wo nicht gesche-
hen, sollten die vermittelnden Institutionen ihre Strategien 
entsprechend anpassen. Auch die Lotsenprogramme 
können durch ihren Kontakt zu Unternehmen und Geflüch-
teten unterstützen, um Bedarfe auf beiden Seiten zu 
ermitteln und passgenauer zu vermitteln.

21. �Unternehmen bei innerbetrieblichen 
Angeboten finanziell unterstützen

Viele Unternehmen haben erkannt, dass Geflüchtete in 
ihren Betrieben zusätzlichen Förderbedarf haben, um 
in der Berufsschule, aber auch im Berufsalltag mithalten 
zu können. Sie schaffen innerbetriebliche Lösungen oder 
Modelle, beispielsweise Nachhilfeunterricht oder Sprach-
kurse, die sie vielfach aus eigener Tasche bezahlen. Nicht 
alle Betriebe aber sind bereit oder in der Lage, für diese 
Kosten alleine aufzukommen.

Wir fordern daher eine finanzielle Förderung von individu-
ell organisierten Kursen, die nicht nur den Spracherwerb 
zum Ziel haben, sondern die Geflüchteten beispielsweise 
auch in naturwissenschaftlichen Fächern oder in Mathe-
matik unterstützen. Ein zertifizierter, durch die Agentur 
angebotener Kurs hilft vor allem dann nicht weiter, wenn 
mehrere Betriebsstätten überregional verstreut sind. 

Auch sind solche Unternehmen zu unterstützen, die Inte-
grationsmodelle im Betrieb insbesondere für Geflüchtete 
mit abgeschlossenen und anerkannten Abschlüssen an-
bieten, beispielsweise im Rahmen von Traineeprogrammen. 
Hier wird lediglich der Eingliederungszuschuss gewährt, 
dieser ist aber im Vergleich zu der Ausbildungsleistung 
der Unternehmen gering.
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4.000 HR-Entscheider und HR-Manager in rund 100 Erfa-Gruppen. Darüber hinaus bieten wir anerkannte Aus- und 
Weiterbildungsprogramme zu HR- und Führungsthemen an. In unseren Studien und Pub-likationen bündeln wir 
aktuelles HR-Wissen. Gemeinsam mit  unseren Mitgliedern gestalten wir so die Arbeitswelten von heute und morgen.


